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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 

 

Az: B 8 SO 43/13 B 
 
L 8 SO 1028/12 (Thüringer LSG) 
S 18 SO 635/11 (SG Meiningen) 
 
 
 
……………………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Landkreis Sonneberg, 
Bahnhofstraße 66, 96515 Sonneberg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. November 2013 durch den 

Vorsitzenden Richter   E i c h e r    sowie den Richter   C o s e r i u    und die Richterin 

S i e f e r t  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Thüringer 

Landessozialgerichts vom 25. Juli 2013 wird als unzulässig verworfen. 

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Im Streit sind Leistungen der Eingliederungshilfe im Rahmen eines persönlichen Budgets nach 

dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch - Sozialhilfe (SGB XII). 

 

Die Klage ist erst- und zweitinstanzlich ohne Erfolg geblieben (Urteil des Sozialgerichts Meinin-

gen vom 10.5.2012; Urteil des Thüringer Landessozialgerichts <LSG> vom 25.7.2013). Dage-

gen wendet sich der Kläger mit seiner Beschwerde und macht eine grundsätzliche Bedeutung 

der Rechtssache sowie eine Divergenz zur Entscheidung des Bundessozialgerichts (BSG) vom 

31.1.2012 (B 2 U 1/11 R) geltend. Zur Begründung trägt er vor, der Beklagte habe das Be-

darfsfeststellungsverfahren nicht durchgeführt, das LSG das klägerische Begehren verkannt 

und er selbst alles Zumutbare und Erforderliche getan, um ein persönliches Budget zu erlan-

gen. 

 

 

II 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil die geltend gemachten Zulassungsgründe 

der grundsätzlichen Bedeutung (§ 160 Abs 2 Nr 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG>) und der Diver-

genz (§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG) nicht in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 SGG gebotenen Weise 

dargelegt bzw bezeichnet worden sind. Der Senat konnte deshalb über die Beschwerde ohne 

Zuziehung der ehrenamtlichen Richter nach § 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 Satz 3 

SGG entscheiden.  

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Um der Darlegungs-

pflicht zu genügen, muss eine konkrete Rechtsfrage formuliert, ihre (abstrakte) Klärungsbedürf-

tigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheblichkeit) sowie die über den Ein-

zelfall hinausgehende Bedeutung der von ihr angestrebten Entscheidung (sog Breitenwirkung) 

dargelegt werden (vgl nur BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen 

wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Denn der Kläger hat noch nicht einmal eine 

konkrete Rechtsfrage formuliert, deren Entscheidung durch den Senat angestrebt wird. Zudem 

fehlt es an der ausreichenden Darlegung der Klärungsfähigkeit. Klärungsfähig ist eine Rechts-

frage nur dann, wenn sie für den zu entscheidenden Fall rechtserheblich ist (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 31). Über die aufgeworfene Rechtsfrage müsste das Revisionsgericht also - in Er-

gänzung zur abstrakten Klärungsfähigkeit - konkret-individuell sachlich entscheiden müssen 

(BSG SozR 1500 § 160 Nr 39 und § 160a Nr 31). Dies erfordert es, dass der Beschwerdeführer 
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den nach seiner Auffassung vom Revisionsgericht einzuschlagenden Weg der Nachprüfung des 

angefochtenen Urteils und damit insbesondere den Schritt darlegt, der die Entscheidung der als 

grundsätzlich bezeichneten Rechtsfrage notwendig macht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 31). 

Diesen Voraussetzungen genügt die Beschwerdebegründung in keiner Weise, denn es fehlt 

gänzlich an der Darlegung des entscheidungserheblichen Sachverhalts. Es ist jedoch nicht 

Aufgabe des Senats, sich im Verfahren der Nichtzulassungsbeschwerde den für die Entschei-

dung notwendigen Sachverhalt selbst zu erarbeiten. 

 

Soweit der Kläger eine Divergenz zu einer Entscheidung des BSG behauptet, genügt sein Vor-

bringen ebenfalls nicht den gesetzlichen Anforderungen. Eine Divergenz liegt nur dann vor, 

wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abweichung von einem tragenden 

abstrakten Rechtssatz des BSG aufgestellt hätte; eine Abweichung ist erst dann zu bejahen, 

wenn das LSG diesen Kriterien - wenn auch unter Umständen unbewusst - widersprochen, also 

andere rechtliche Maßstäbe entwickelt hat (BSG SozR 1500 § 160a Nr 67). Der Kläger formu-

liert weder einen tragenden abstrakten Rechtssatz des LSG noch einen solchen des BSG, ge-

schweige denn legt er eine Abweichung dar. Soweit die Beschwerdebegründung dahin zu ver-

stehen ist, dass die Entscheidung des LSG inhaltlich falsch sein soll, vermag dies die Revi-

sionsinstanz nicht zu eröffnen. Denn Gegenstand der Nichtzulassungsbeschwerde ist nicht, ob 

das Berufungsgericht in der Sache richtig entschieden hat (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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